
Anlage 2 zum Netzanschlussvertrag Strom (NAV) 

1  Handelt es sich beim Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten um eine natürliche Person, werden vom Netzbetreiber direkt personenbezogene Daten durch 
diese Zustimmungserklärung erhoben und verarbeitet. Daher ist auch der Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte über seine Rechte und Pflichten nach der Datenschutz-
Grundverordnung zu unterrichten. Grundlage für ein solches Schreiben kann die „Musterkundeninformation zur Verarbeitung kundenbezogener Daten“ sein, wobei 
diese an einigen Stellen – etwa dem Umfang der erhobenen Daten – anzupassen ist.  

2  § 2 Abs. 3 NDAV verlangt vom Anschlussnehmer, der nicht Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigter ist, die schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentü-
mers. Diese dürfte jedoch nicht ausreichend sein, wenn beispielsweise ein Mieter oder ein Generalbauunternehmer den Netzanschluss beim Netzbetreiber beauftragt 
und auf dem anzuschließenden Objekt (zusätzlich) ein Erbbaurecht lastet. Die Zustimmung (allein) des Grundstückseigentümers ist in diesem Fall nicht ausreichend, 
zumal neben dem Grundstückseigentümer auch der Erbbauberechtigte ein Nutzungsrecht an dem Grundstück innehat. In diesen Fällen sollte daher auch die Zustim-
mung des Erbbauberechtigten eingeholt werden. 

 
  

- 

Zustimmungserklärung  
des Grundstückseigentümers/Erbbauberechtigten  

zum Netzanschlussvertrag (nach NAV) 
 
Gemäß § 2 Niederspannungsanschlussverordnung (NAV), einsehbar unter www.evr-gmbh.de, haben 
Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigte sind, die schriftliche Zu-
stimmung des Grundstückseigentümers zu Herstellung und Änderung des Netzanschlusses unter An-
erkennung der für den Anschlussnehmer und den Grundstückseigentümer damit verbundenen Ver-
pflichtungen beizubringen. Diese Zustimmungserklärung ist erforderlich, um bei einem Auseinanderfal-
len in der Person des Anschlussnehmers und des Grundstückseigentümers/Erbbauberechtigten dem 
Netzbetreiber die Ausübung seiner Rechte und Pflichten, insbesondere bei der Herstellung, Änderung 
und Aufrechterhaltung des weiteren Betriebes des Netzanschlusses auch gegenüber dem Grundstück-
seigentümer/Erbbauberechtigten zu ermöglichen. Mit der Zustimmungserklärung wird der Grundstück-
seigentümer bzw. der Erbbauberechtigte nicht Schuldner der aus dem Netzanschlussverhältnis resul-
tierenden Kosten.  
 

Dies vorausgeschickt stimmt der  
 
 Grundstückseigentümer    Erbbauberechtigte 
 
 
Name, Vorname bzw. Firma des Grundstückseigentümers bzw. Erbbauberechtigten  

 

für folgenden Netzanschluss:  
 
  

Straße, Hausnummer, PLZ, Ort 
 
 

Gemarkung, Flurstück, Flurnummer 

 

dem Abschluss des Netzanschlussvertrages zwischen Anschlussnehmer  
 
 
Name, Vorname des Anschlussnehmers 

 

mit der Kundennummer:  
 
 
Kundennummer 

 

und der Energieversorgung Rottenburg am Neckar GmbH (Netzbetreiber) sowie der Inan-
spruchnahme seines Grundstücks unter Anerkennung der NAV und der Ergänzenden Bedin-
gungen des Netzbetreibers zu.  
 

_______________________, den _______________ 
 

  

___________________________________________ 
Unterschrift Grundstückseigentümer/Erbbauberechtigter  
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Ergänzende Bedingungen der Energieversorgung Rottenburg am Neckar GmbH zur 
Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nut-
zung für die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (Niederspannungsanschluss-
verordnung – NAV) 

 

1. Art des Netzanschlusses gemäß § 7 NAV 

1.1 Herstellung und Veränderung des Netzanschlusses sowie eine Erhöhung der Leis-
tung am Netzanschluss sind vom Anschlussnehmer unter Verwendung der zur Ver-
fügung gestellten Formulare zu beantragen. 

1.2 Jedes Grundstück, das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, und jedes Ge-
bäude, dem eine eigene Hausnummer zugeteilt wurde, ist über einen eigenen Netz-
anschluss an das Versorgungsnetz anzuschließen, soweit keine berechtigten Inte-
ressen des Anschlussnehmers (wie z. B. eine rechtlich zulässige bauliche oder elekt-
rische Verbindung zwischen den Gebäuden) entgegenstehen.  

2. Zahlungspflichten 

Für den erstmaligen Anschluss und bei einer Erhöhung oder Änderung der Leis-
tungsanforderung sind vom Anschlussnehmer die Kosten für die Herstellung oder 
Änderung des Netzanschlusses gemäß § 9 NAV und unter den Voraussetzungen des 
§ 11 NAV Baukostenzuschüsse zu zahlen.  

 

 

3. Baukostenzuschuss (BKZ) gemäß § 11 NAV  

3.1 Der von dem Anschlussnehmer als BKZ zu übernehmende Kostenanteil bemisst sich 
nach dem Verhältnis, in dem die an seinem Netzanschluss vorzuhaltende Leistung zu 
der Summe der Leistungen steht, die in den im betreffenden Versorgungsbereich er-
stellten Verteileranlagen oder auf Grund der Verstärkung insgesamt vorgehalten wer-
den können. Dabei wird nur der Teil der Leistungsanforderung berücksichtigt, der 
30 kW übersteigt. Der Durchmischung der jeweiligen Leistungsanforderungen wird 
Rechnung getragen.  

3.2 Der BKZ errechnet sich aus den Kosten, die für die Erstellung oder Verstärkung der 
örtlichen Verteileranlagen erforderlich sind. Die örtlichen Verteileranlagen sind die für 
die Erschließung des Versorgungsbereiches notwendigen Niederspannungsanlagen 
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und Transformatorenstationen die nicht einem einzelnen Netzanschluss zuzuordnen 
sind. 

3.3 Der Versorgungsbereich entspricht dem Netzgebiet des Netzbetreibers. 

3.4 Der BKZ errechnet sich wie folgt: BKZ=Leistungspreis (>2.500 h/a) der Netzebene x 
bestellte Leistung davon 70%. Der vom Anschlussnehmer zu übernehmende Baukos-
tenzuschuss bemisst sich nach Maßgabe der an dem betreffenden Netzanschluss für 
die darüber versorgten Anschlussnutzer vorzuhaltenden Leistung unter Berücksichti-
gung der Durchmischung. 

3.5 Der Anschlussnehmer zahlt – auch wenn keine bauliche Veränderung des Netzan-
schlusses notwendig ist – einen weiteren BKZ, wenn seine Leistungsanforderung er-
heblich über das der ursprünglichen Berechnung zugrunde liegenden Maß erhöht. 
Eine erhebliche Erhöhung ist dann anzunehmen, wenn der weitere BKZ in einem an-
gemessenen Verhältnis zu dem Aufwand der Erhebung steht. Die Berechnung erfolgt 
nach den vorgenannten Grundsätzen. 

4. Kosten gemäß § 9 NAV 

4.1 Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetreiber die Kosten für die Herstellung des 
Netzanschlusses, d. h. die Verbindung des Verteilernetzes mit der elektrischen Anla-
ge, beginnend an der Abzweigstelle des Niederspannungsnetzes und endend mit der 
Hausanschlusssicherung, es sei denn, im Netzanschlussvertrag wurde eine abwei-
chende Vereinbarung getroffen.  

4.2 Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetreiber weiterhin die Kosten für Änderun-
gen des Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung der elektri-
schen Anlage erforderlich oder aus anderen Gründen vom Anschlussnehmer veran-
lasst werden. Wird der Netzanschlussvertrag gekündigt und/oder der Netzanschluss 
vom Netz getrennt und zurückgebaut, trägt der Anschlussnehmer die Kosten für die 
Trennung des Netzanschlusses vom Netz sowie dessen Rückbau. 

4.3 Die Kosten werden auf der Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare Netzan-
schlüsse (z. B. nach Art und Querschnitt) entstehenden Kosten pauschal gemäß 
Preisblatt (Anlage 1) berechnet. Dabei sind die wesentlichen Berechnungsbestandtei-
le ausgewiesen. Eigenleistungen des Anschlussnehmers werden angemessen be-
rücksichtigt. 

4.4 Verändern sich die Eigentumsverhältnisse nachträglich in der Art und Weise, dass 
der Netzanschluss über Grundstücke Dritter verläuft, ist der Anschlussnehmer ver-
pflichtet, die Kosten einer deswegen erforderlichen Verlegung zu tragen, insbesonde-
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re wenn der Dritte berechtigt die Verlegung des Netzanschlusses oder von Leitungen 
auf Kosten des Netzbetreibers fordert. 

5. Provisorische Anschlüsse 

Montage und Demontage von provisorischen Netzanschlüssen werden pauschal ge-
mäß Preisblatt (Anlage 1) abgerechnet. Im Übrigen gelten die allgemeinen Bedin-
gungen.  

6. Vorauszahlungen für Netzanschlusskosten und BKZ; §§ 9 Abs. 2, 11 Abs. 6 NAV 

6.1 Der Netzbetreiber verlangt für die Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses 
Vorauszahlungen, wenn nach den Umständen des Einzelfalles Grund zu der Annah-
me besteht, dass der Anschlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt. Der Netzbetreiber nimmt einen solchen Fall regelmäßig 
an, wenn derselbe Anschlussnehmer innerhalb der letzten 24 Monate seinen Ver-
bindlichkeiten gegenüber dem Netzbetreiber vollständig oder teilweise nur aufgrund 
von Mahnungen nachgekommen ist. Unter den gleichen Voraussetzungen wird der 
Netzbetreiber eine Vorauszahlung für den BKZ verlangen.  

6.2 Werden von einem Anschlussnehmer mehrere Netzanschlüsse beantragt, kann der 
Netzbetreiber angemessene Abschlagszahlungen verlangen. 

7. Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage gemäß § 14 NAV 

7.1 Jede Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage erfolgt gemäß § 14 NAV und ist beim 
Netzbetreiber unter Verwendung eines von diesem zur Verfügung gestellten Vordru-
ckes zu beantragen.  

7.2 Für jede Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage durch den Netzbetreiber werden 
die hierfür entstehenden Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung gestellt.  

7.3 Der Anschlussnehmer zahlt für jeden vergeblichen Versuch einer von ihm beantrag-
ten Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage die tatsächlich entstandenen Kosten, 
wenn die Inbetriebsetzung aufgrund von Mängeln an der Anlage oder aus anderen 
vom Anschlussnehmer verursachten Gründen nicht möglich ist.  

7.4 Die Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage setzt die vollständige Bezahlung des 
BKZ und der Netzanschlusskosten voraus.  



 4 

8. Unterbrechung des Netzanschlusses gemäß § 24 NAV 

8.1 Die Kosten einer Unterbrechung und Wiederherstellung des Anschlusses und der 
Anschlussnutzung gemäß § 24 NAV sind dem Netzbetreiber vom Anschlussnehmer 
oder Anschlussnutzer oder im Falle des § 24 Abs. 3 NAV vom Lieferanten oder An-
schlussnutzer zu ersetzen. Werden die Kosten dem Anschlussnehmer oder -nutzer in 
Rechnung gestellt, erfolgt dies pauschal gemäß Preisblatt (Anlage 1). Auf Verlangen 
des Anschlussnehmers ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die Pauschale 
muss einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Dem Anschlussnehmer oder -
nutzer ist der Nachweis, dass die Kosten überhaupt nicht entstanden oder niedriger 
entstanden sind, gestattet.  

8.2 Die Aufhebung der Unterbrechung setzt voraus, dass die Gründe für die Einstellung 
vollumfänglich entfallen sind und wird vom Netzbetreiber von der Bezahlung der Un-
terbrechungs- und Wiederherstellungskosten abhängig gemacht.  

8.3 Ist die Durchführung einer Unterbrechung oder Wiederherstellung der Versorgung 
trotz ordnungsgemäßer Termins- und Ersatzterminankündigung unmöglich, kann der 
Netzbetreiber dem Anschlussnehmer oder -nutzer, gegenüber dem die Ankündigung 
erfolgte, die dadurch entstehenden Kosten pauschaliert gemäß Preisblatt (Anlage 1) 
berechnen, es sei denn, der Anschlussnehmer oder -nutzer hat die Umstände, die 
zur Entstehung dieser Kosten geführt haben, nicht zu vertreten. Auf Verlangen des 
Anschlussnehmers ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die Pauschale 
muss einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Der Anschlussnehmer oder -
nutzer hat das Recht, nachzuweisen, dass Kosten überhaupt nicht entstanden oder 
wesentlich niedriger sind, als es die Pauschale ausweist.   

9. Verlegung von Mess- und Steuereinrichtungen 

Der Anschlussnehmer hat die Kosten für die Verlegung von Mess- und Steuereinrich-
tungen des Netzbetreibers gemäß § 22 Abs. 2 NAV zu tragen. Diese sind dem Netz-
betreiber nach tatsächlichem Aufwand zu erstatten.  

10. Technische Anschlussbedingungen gemäß § 20 NAV 

10.1 Die technischen Anforderungen des Netzbetreibers an den Netzanschluss und ande-
re Anlagenteile sowie an den Betrieb der elektrischen Anlagen einschließlich Eigen-
anlagen sind in den Technischen Anschlussbedingungen (www.evr-gmbh.de) des 
Netzbetreibers zu diesen Ergänzenden Bedingungen festgelegt.  

http://www.evr-gmbh.de/
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10.2 In den Technischen Anschlussbedingungen sind die Verbrauchsgeräte aufgeführt, 
deren Nutzung von der vorherigen Zustimmung durch den Netzbetreiber abhängig 
gemacht wird. Die Zustimmung ist rechtzeitig zu beantragen. 

11. Zahlung und Verzug, Mahnkostenpauschale gemäß § 23 NAV  

11.1 Rechnungen und Abschlagsforderungen des Netzbetreibers werden zu dem vom 
Netzbetreiber jeweils nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) festgelegten Zeitpunkt fäl-
lig, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der erstmaligen Zahlungsaufforde-
rung.  Bei Zahlungsverzug kann der Netzbetreiber, wenn er erneut zur Zahlung auf-
fordert oder den Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die dadurch ent-
standenen Kosten pauschal gemäß Preisblatt (Anlage 1) berechnen. Auf Verlangen 
des Anschlussnehmers ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die Pauschale 
muss einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Der Anschlussneh-
mer/Anschlussnutzer hat das Recht, nachzuweisen, dass ein Verzugsschaden über-
haupt nicht oder wesentlich niedriger entstanden ist, als es die Pauschale ausweist. 

11.2 Rechnungsbeträge und Abschläge sind für den Netzbetreiber kostenfrei zu entrich-
ten. Maßgeblich für die rechtzeitige Erfüllung der Fälligkeitstermine ist der Eingang 
der Zahlung beim Netzbetreiber. 

12. Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

12.1 Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz (z. B. 
der Datenschutz-Grundverordnung - DS-GVO) für die Verarbeitung der personenbe-
zogenen Daten des Anschlussnehmers bzw. Anschlussnutzers ist: Energieversor-
gung Rottenburg am Neckar GmbH, Siebenlindenstraße 19, 72108 Rottenburg am 
Neckar Tel: 07472 933-0, E-Mail: datenschutz@evr-gmbh.de.  

12.2 Der/Die Datenschutzbeauftragte des Netzbetreibers steht dem Anschlussnehmer 
bzw. Anschlussnutzer für Fragen zur Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten 
unter Stefan Fischkeller, Deutsche Datenschutzkanzlei, Tel.: 07544 904 96 91, E-
Mail: fischerkeller@ddsk.de zur Verfügung. 

12.3 Der Netzbetreiber verarbeitet folgende Kategorien personenbezogener Daten: Anga-
ben zum Anschlussnehmer oder -nutzer (Firma, Registergericht, Registernummer, 
Familienname, Vorname, Geburtstag, Adresse, Kundennummer), Anlagenadresse 
und Bezeichnung des Zählers oder des Aufstellungsorts des Zählers, gegenüber dem 
Anschlussnehmer auch die am Ende des Netzanschlusses vorzuhaltende Leistung,  
Abrechnungsdaten (z. B. Bankverbindungsdaten), Daten zum Zahlungsverhalten. 

mailto:datenschutz@evr-gmbh.de
mailto:fischerkeller@ddsk.de
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12.4 Der Netzbetreiber verarbeitet die personenbezogenen Daten des Anschlussnehmers 
bzw. Anschlussnutzers zu den folgenden Zwecken und auf folgenden Rechtsgrundla-
gen: 

a) Erfüllung (inklusive Abrechnung) des Netzanschluss- bzw. Anschlussnutzungs-
verhältnisses und Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen auf Anfrage des 
Anschlussnehmers bzw. Anschlussnutzers auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) 
DS-GVO. 

b) Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. wegen handels- oder steuerrechtlicher 
Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO. 

c) Direktwerbung und Marktforschung auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-
GVO. Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO dürfen nur 
erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen des Netzbetreibers o-
der Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grund-
freiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten er-
fordern, überwiegen. 

d) Soweit der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer dem Netzbetreiber eine Ein-
willigung zur Verarbeitung personenbezogener Daten zur Telefonwerbung erteilt 
hat, verarbeitet der Netzbetreiber personenbezogene Daten auf Grundlage von 
Art. 6 Abs. 1 lit. a) DS-GVO. Eine Einwilligung zur Telefonwerbung kann der An-
schlussnutzer bzw. Anschlussnehmer jederzeit dem Netzbetreiber gegenüber 
(Kontaktdaten unter Ziffer 12.1) widerrufen. Das gilt auch für den Widerruf von 
Einwilligungserklärungen, die der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer dem 
Netzbetreiber vor der Geltung der DS-GVO am 25.05.2018 erteilt hat. Der Wider-
ruf der Einwilligung erfolgt für die Zukunft und berührt nicht die Rechtmäßigkeit 
der bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung. 

e) Bewertung der Kreditwürdigkeit des Anschlussnehmers bzw. Anschlussnutzers 
sowie Mitteilung von Anhaltspunkten zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit des An-
schlussnehmers bzw. Anschlussnutzers durch die Auskunftei on-collect solutions 
AG, Marktplatz 20, 89257 Illertissen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b) und f) 
DS-GVO. Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO dürfen 
nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen des Netzbetreibers 
oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grund-
freiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten er-
fordern, überwiegen. Der Netzbetreiber übermittelt hierzu personenbezogene Da-
ten über die Beantragung, Durchführung und Beendigung des Netzanschluss- 
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bzw. Anschlussnutzungsverhältnisses sowie Daten über nicht vertragsgemäßes 
oder betrügerisches Verhalten an die genannte Auskunftei. Der Datenaustausch 
mit der Auskunftei dient auch der Erfüllung gesetzlicher Pflichten zur Durchfüh-
rung von Kreditwürdigkeitsprüfungen von Anschlussnehmer bzw. Anschlussnut-
zer (§§ 505a und 506 des Bürgerlichen Gesetzbuches). Die Auskunftei verarbeitet 
die erhaltenen Daten und verwendet sie zudem zum Zwecke der Profilbildung 
(Scoring) um Dritten Informationen zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit des An-
schlussnehmers bzw. Anschlussnutzers zu geben. In die Berechnung der Kredit-
würdigkeit fließen unter anderem die Anschriftendaten des Anschlussnehmers 
bzw. Anschlussnutzers ein.  

12.5  Eine Offenlegung bzw. Übermittlung der personenbezogenen Daten des Anschluss-
nehmers bzw. Anschlussnutzers erfolgt – im Rahmen der in Ziffer 12.4 genannten 
Zwecke – ausschließlich gegenüber folgenden Empfängern bzw. Kategorien von 
Empfängern: Rechenzentrumsdienstleistern, Inkassodienstleistern, Druckdienstleis-
tern.  

12.6  Eine Übermittlung der personenbezogenen Daten an oder in Drittländer oder an in-
ternationale Organisationen erfolgt nicht. 

12.7 Zum Zwecke der Direktwerbung und der Marktforschung werden die personenbezo-
genen Daten des Anschlussnehmers bzw. Anschlussnutzers solange gespeichert, 
wie ein überwiegendes rechtliches Interesse des Netzbetreibers an der Verarbeitung 
nach Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen besteht, längstens je-
doch für eine Dauer von zwei Jahren über das Vertragsende hinaus. 

12.8 Der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer hat gegenüber dem Netzbetreiber Rech-
te auf Auskunft über seine gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 DS-
GVO); Berichtigung der Daten, wenn sie fehlerhaft, veraltet oder sonst wie unrichtig 
sind (Art. 16 DS-GVO); Löschung, wenn die Speicherung unzulässig ist, der Zweck 
der Verarbeitung erfüllt und die Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder der 
Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer eine erteilte Einwilligung zur Verarbeitung 
bestimmter personenbezogener Daten widerrufen hat (Art. 17 DS-GVO); Einschrän-
kung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 lit. a) bis d) DS-GVO genann-
ten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-GVO), Datenübertragbarkeit der vom 
Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer bereitgestellten, ihn betreffenden personen-
bezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO), Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, 
wobei der Widerruf die Rechtmäßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolg-
ten Verarbeitung nicht berührt (Art. 7 Abs. 3 DS-GVO) und Recht auf Beschwerde bei 
einer Aufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO). 
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12.9 Im Rahmen des Netzanschluss- bzw. Anschlussnutzungsverhältnisses muss der An-
schlussnehmer bzw. Anschlussnutzer diejenigen personenbezogenen Daten (vgl. Zif-
fer 12.3) bereitstellen, die für den Abschluss des Netzanschluss- bzw. Anschlussnut-
zungsverhältnisses und die Erfüllung der damit verbundenen vertraglichen Pflichten 
erforderlich sind oder zu deren Erhebung der Netzbetreiber gesetzlich verpflichtet ist. 
Ohne diese Daten kann das Netzanschluss- bzw. Anschlussnutzungsverhältnis nicht 
abgeschlossen bzw. erfüllt werden. 

12.10 Zum Abschluss und zur Erfüllung des Netzanschluss- bzw. Anschlussnutzungsver-
hältnisses findet keine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
statt. 

12.11 Der Netzbetreiber verarbeitet personenbezogene Daten, die er im Rahmen des Netz-
anschlussverhältnisses vom Anschlussnehmer bzw. im Rahmen des Anschlussnut-
zungsverhältnisses vom Anschlussnutzer erhält. Er verarbeitet auch personenbezo-
gene Daten, die er aus öffentlich zugänglichen Quellen, z. B. aus Grundbüchern, 
Handelsregistern, und dem Internet zulässigerweise gewinnen durfte. Außerdem ver-
arbeitet er personenbezogene Daten, die er zulässigerweise von Unternehmen inner-
halb seines Konzerns oder von Dritten, z. B. Lieferanten oder Auskunfteien, erhält. 

 

Widerspruchsrecht 

Der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer kann der Verarbeitung seiner per-
sonenbezogenen Daten für Zwecke der Direktwerbung und/oder der Marktfor-
schung gegenüber dem Netzbetreiber ohne Angabe von Gründen jederzeit wi-
dersprechen. Der Netzbetreiber wird die personenbezogenen Daten nach dem 
Eingang des Widerspruchs nicht mehr für die Zwecke der Direktwerbung 
und/oder Marktforschung verarbeiten und die Daten löschen, wenn eine Verar-
beitung nicht zu anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfüllung des Vertrages 
mit dem Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer) erforderlich ist. 

Auch anderen Verarbeitungen, die der Netzbetreiber auf ein berechtigtes Inte-
resse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützt, kann der Anschlussnehmer bzw. 
Anschlussnutzer gegenüber dem Netzbetreiber aus Gründen, die sich aus der 
besonderen Situation des Anschlussnehmers bzw. Anschlussnutzers ergeben, 
jederzeit unter Angabe dieser Gründe widersprechen. Der Netzbetreiber wird 
die personenbezogenen Daten im Falle eines begründeten Widerspruchs 
grundsätzlich nicht mehr für die betreffenden Zwecke verarbeiten und die Daten 
löschen, es sei denn, er kann zwingende Gründe für die Verarbeitung nachwei-
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sen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten des Anschlussnehmers bzw. An-
schlussnutzers überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

Der Widerspruch ist zu richten an: Energieversorgung Rottenburg am Neckar 
GmbH, Siebenlindenstraße 19, 72108 Rottenburg am Neckar Tel: 07472 933-0, E-
Mail: datenschutz@evr-gmbh.de  

13. Hinweis zum Streitbeilegungsverfahren (gilt nur für Verbraucher 

i.S.d. § 13 BGB) 

Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind ver-
pflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher), 
insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unter-
nehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz, 
die Belieferung mit Energie oder die Messung der Energie betreffen, im Verfahren 
nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unter-
nehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: Energiever-
sorgung Rottenburg am Neckar GmbH, Siebenlindenstraße 19, 72108 Rottenburg am 
Neckar Tel: 07472 933-0, E-Mail: datenschutz@evr-gmbh.de.  

Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG zur Durch-
führung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Be-
schwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeholfen hat oder erklärt hat, der 
Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. Das Unternehmen 
ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einrei-
chung einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjäh-
rung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzuru-
fen oder ein anderes Verfahren (z.B. nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unbe-
rührt.  

Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., 
Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: +49 (0) 30/2757240–0, Telefax: 
030/2757240-69, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de; Homepage: 
www.schlichtungsstelle-energie.de. 

 Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhältlich über den Verbrau-
cherservice der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas, Postfach 
8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/ 22480-500 oder 01805 101000 (Mo.-Fr. 9:00 Uhr - 
12:00 Uhr), Telefax: 030/ 22480-323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de. 

mailto:datenschutz@evr-gmbh.de
mailto:info@schlichtungsstelle-energie.de
http://www.schlichtungsstelle-energie.de/
mailto:verbraucherservice-energie@bnetza.de


 10 

14. Inkrafttreten 

Diese Ergänzenden Bedingungen zur NAV treten am 01.07.2018 in Kraft. Sie erset-
zen die Ergänzenden Bedingungen vom 01.10.2015. 

 

Anlagen 
 
Anlage 1: Preisblatt  
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Preisblatt zu den Ergänzenden Bestimmungen der  
Energieversorgung Rottenburg am Neckar GmbH 

Anlage 1 (Stand 01.01.2018) 
 
 

Maßnahme  Pauschale      
Netto 

 I. Baukostenzuschuss

BKZ= Leistungspreis (>2.500 h/a) der Netzebene x bestellte Leistung  siehe 
Netzentgelte 

II. Netzanschlusskosten Lohn Material  Gesamt 

Grundstücksanschluss  129,64 €      170,36 €               300,00 € 

Hausanschluss von Hauptkabel/vorh. Grundstücksanschluss  196,63 €      323,38 €               520,00 € 

Freileitung Schlussdachständer HA blank bis 40 m  332,75 €      987,25 €            1.320,00 € 

Freileitung Schlussdachständer HA isoliert bis 40 m  332,75 €      987,25 €            1.320,00 € 

Freileitung Endmast versetzen  465,85 €  1.184,15 €            1.650,00 € 

Dachständer vorübergehend entfernen  630,00 €               -   €               630,00 € 

Freileitung Dachständerverwahrung     97,23 €        52,77 €               150,00 € 

Vorübergehende Isolierung der Freileitung               300,00 € 

Baustromanschluss               250,00 € 

Unterbrechung der Anschlussnutzung * 98,10 €                

Wiederherstellung der Anschlussnutzung 98,10 €                

Sonderablesung auf Wunsch 65,40 €                

Mahnkosten * 4,00 €                  

Beseitigung von kundenverursachten Störungen Nach Aufwand

Auswechseln/Entfernen/Verlegen von Mess-/Zähl-/ 
Steuereinrichtungen auf Veranlassung des 
Anschlussnutzers Nach Aufwand

Inkasso 65,40 €                

Zusätzliche Anfahrten 65,40 €                

 
 

-ohne Tiefbauarbeiten-, diese werden zusätzlich in Rechnung gestellt. 
 
Die Entgelte verstehen sich zuzüglich der zum Leistungszeitpunkt jeweils geltenden Umsatzsteuer. 
*ohne Umsatzsteuer 
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Allgemeine Vertragsbedingungen 
 
 
1.  Geltungsbereich 
Die nachstehenden Bedingungen gelten für alle Aufträge über Lieferungen und Leistungen, die der Energieversorgung Rottenburg am 
Neckar GmbH (EVR) vom Auftraggeber erteilt werden, soweit nicht schriftlich etwas anderes vereinbart ist. Der Auftraggeber verzichtet  
auf die Geltendmachung eigener Einkaufsbedingungen. Solche werden weder durch Schweigen der EVR, noch durch die Annahme der 
Bestellung Vertragsinhalt.  
 
2.  Gegenstand 
Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Lieferung oder Leistung, nicht ein bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach 
den Grundsätzen ordnungsgemäßer Berufsausübung, anerkannten Regeln der Technik, Wirtschaftlichkeit und den einschlägigen öffent-
lich-rechtlichen Bestimmungen durch qualifizierte Mitarbeiter der EVR oder deren Unterauftragnehmer im Rahmen des vereinbarten 
Zeitraums durchgeführt.  
 
3. Umfang der Lieferungen und Leistungen 
Für den Umfang der Lieferungen und Leistungen ist unsere schriftliche Auftragsbestätigung maßgebend. Liegt eine solche nicht vor und 
haben wir den Auftrag des Bestellers in anderer Weise angenommen, ist für unsere Lieferung oder Leistung der schriftliche Auftrag des 
Bestellers maßgebend. Erfüllungsort für Lieferungen und Leistungen der EVR ist, wenn nichts anderes ausdrücklich vereinbart wird, 
Stuttgart. 
 
4. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 
Der Auftraggeber verpflichtet sich, die Tätigkeit der EVR zu unterstützen. Insbesondere schafft er unentgeltlich alle Voraussetzungen im 
Bereich seiner Betriebsphäre, die zur ordnungsgemäßen Durchführung des Auftrags erforderlich sind. Dazu zählen unter anderem, 
dass der Auftraggeber 
- Arbeitsräume für die Mitarbeiter der EVR einschließlich aller erforderlichen Arbeitsmittel bei Bedarf ausreichend zur Verfügung stellt, 
- eine Kontaktperson benennt, die den Mitarbeitern der EVR während der vereinbarten Arbeitszeit zur Verfügung steht; die Kontaktper-

son ist ermächtigt, Erklärungen abzugeben, die im Rahmen der Fortführung des Auftrags als Zwischenentscheidung notwendig sind.  
 
5. Frist für Lieferungen/Leistungen 
Die fristgerechte Einhaltung der Verpflichtungen der EVR setzt die rechtzeitige und ordnungsgemäße Erfüllung der dem Auftraggeber 
obliegenden Verpflichtungen voraus. EVR haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern der Lieferverzug auf einer von EVR zu 
vertretenden vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Vertragsverletzung oder auf der schuldhaften Verletzung einer wesentlichen Ver-
tragspflicht beruht. In letzterem Falle ist die Haftung – außer in den Fällen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit – auf den vorherseh-
baren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Gleiches gilt bei grob fahrlässigem Handeln der Vertreter oder Erfüllungsgehilfen 
der EVR.  
 
6. Urheber- und Nutzungsrechte 
Urheberrechte an Leistungen der EVR werden nicht übertragen, sondern verbleiben bei der EVR. Nutzungsrechte an Lieferungen und 
Leistungen erwirbt nur der Auftraggeber und ausschließlich für den vertraglich vereinbarten Zweck.  
 
7. Preise 
Die Vergütung für Dienstleistungen der EVR wird nach den tatsächlich entstandenen Zeiten einschließlich Reisezeiten berechnet (Zeit-
honorare), wenn nichts anderes vereinbart wird. Für Lieferungen gilt der vereinbarte Preis frei Empfangsstation ohne Abladen. Sämtli-
che Preise für Lieferungen und Leistungen gelten zuzüglich der jeweils geltenden Mehrwertsteuer.  
 
8. Zahlungsbedingungen 
Alle Zahlungen sind ohne jeden Abzug und für die EVR kostenfrei zu leisten. Kommt der Auftraggeber in Zahlungsverzug, ist die EVR 
berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von 8 % über dem jeweiligen Basiszinssatz zu fordern. Die EVR kann einen höheren Verzugsscha-
den verlangen, wenn sie diesen nachweist. Dem Auftraggeber steht der Nachweis frei, dass ein entsprechender Schaden nicht entstan-
den ist. Bei Teillieferungen ist der entsprechende Preis nach jeder Lieferung fällig. Der Auftraggeber darf nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Gegenforderungen aufrechnen. 
 
9. Höhere Gewalt 
Ereignisse höherer Gewalt, wie etwa Naturereignisse oder Arbeitskampfmaßnahmen, die der EVR die Leistung wesentlich erschweren 
oder unmöglich machen, berechtigt sie, die Erfüllung ihrer Verpflichtungen um die Dauer der Behinderung und eine angemessene 
weitere Zeit hinauszuschieben.  
 
10. Eigentumsvorbehalt 
Sämtliche Lieferungen bleiben bis zur Erfüllung der Ansprüche gegen den Auftraggeber Eigentum der EVR. Vor dem Eigentumsüber-
gang auf den Auftraggeber ist die Verpfändung oder Sicherungsübereignung dieser Lieferungen untersagt. Eine Weiterveräußerung der 
Vorbehaltsware ist nur Wiederverkäufern im gewöhnlichen Geschäftsgang gestattet. Für diesen Fall tritt der Auftraggeber seine künftige 
Forderung gegen seine Abnehmer oder Dritte mit allen Nebenrechten sicherheitshalber an die EVR ab. Bei schuldhaftem Verstoß des 
Auftraggebers gegen wesentliche Vertragspflichten, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Auftraggeber nach Setzung einer ange-
messenen Frist durch die EVR zur Herausgabe der Vorbehaltsware verpflichtet. In der Zurücknahme der Vorbehaltsware durch die EVR 
liegt ein Rücktritt vom Vertrag. Die EVR ist nach Rücknahme der Vorbehaltsware berechtigt, diese zu verwerten und sich unter Anrech-
nung auf die offenen Ansprüche aus deren Erlös zu befriedigen. 



11.  Gewährleistung 
Die EVR gewährleistet, dass die Lieferungen und Leistungen nicht mit Fehlern behaftet sind, die ihre Tauglichkeit nach der gewöhnli-
chen bzw. nach der vertraglich vorausgesetzten Verwendung aufgeben oder mindern. Der Auftraggeber wird festgestellte Mängel un-
verzüglich schriftlich - ggf. per Fax - mitteilen. Bei berechtigten Mängeln wird die EVR nach Wahl des Auftraggebers den Mangel besei-
tigen oder Ersatz liefern (Nacherfüllung). Ausgetauschte Teile gehen in das Eigentum der EVR über. EVR trägt alle erforderlichen Auf-
wendungen zur Mangelbeseitigung wie insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten mit Ausnahme solcher zusätzli-
cher Aufwendungen, die allein darauf beruhen, dass der gelieferte Gegenstand an einen anderen Ort als den Wohnsitz oder die ge-
werbliche Niederlassung des Auftraggebers gebracht worden ist, es sei denn, dies entspricht dem bestimmungsgemäßen Gebrauch 
des gelieferten Gegenstandes.  
Schlägt die Nacherfüllung (Mangelbeseitigung oder Ersatzlieferung) fehl, kann der Auftraggeber nach seiner Wahl Herabsetzung der 
Vergütung (Minderung) oder Rücktritt verlangen. Die EVR haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern der Auftraggeber Scha-
densersatzansprüche geltend macht, die auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, einschließlich von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
der Vertreter oder Erfüllungsgehilfen der EVR beruhen. Soweit der EVR keine vorsätzliche Vertragsverletzung angelastet wird, ist die 
Schadensersatzhaftung auf den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Die EVR haftet nach den gesetzlichen 
Bestimmungen, sofern sie schuldhaft eine wesentliche Vertragspflicht verletzt; in diesem Fall ist aber die Schadensersatzhaftung auf 
den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Soweit dem Auftraggeber ein Anspruch auf Ersatz des Schadens 
statt der Leistung zusteht, ist die Haftung der EVR auch wegen Rücktritt oder Minderung auf den Ersatz des vorhersehbaren, typi-
scherweise eintretenden Schaden begrenzt. Die Haftung wegen schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
bleibt unberührt; dies gilt auch für die zwingende Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. Soweit vorstehend nicht etwas Abweichen-
des geregelt ist, ist die Haftung ausgeschlossen. Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 12 Monate, gerechnet ab Gefahr-
übergang. Die Verjährungsfrist im Fall eines Lieferregresses nach den §§ 478, 479 BGB bleibt unberührt; sie beträgt fünf Jahre, ge-
rechnet ab Ablieferung der mangelhaften Sache. Während der Mangelbeseitigung stellt der Auftraggeber alle erforderlichen technischen 
Einrichtungen auf seine Kosten zur Verfügung. Die Gewährleistung ist ausgeschlossen, soweit Mängel natürlicher Abnutzung beruhen 
oder durch fehlerhafte, nachlässige oder missbräuchliche Behandlung oder durch außergewöhnliche Betriebsbedingungen entstanden 
sind. Das gleiche gilt für Fehler, die durch Eingriffe nicht berechtigter Dritter verursacht wurden. 
 
12.  Haftung 
Eine weitergehende Haftung auf Schadensersatz als in den Abschnitten 5 und 11 vorgesehen, ist - ohne Rücksicht auf die Rechtsnatur 
des geltend gemachten Anspruchs - ausgeschlossen. Dies gilt insbesondere für Schadensersatzansprüche aus Verschulden bei Ver-
tragsabschluss, wegen sonstiger Pflichtverletzungen oder wegen deliktischer Ansprüche auf Ersatz von Sachschäden gemäß § 823 
BGB. Soweit die Schadensersatzhaftung der EVR ausgeschlossen oder eingeschränkt ist, gilt dies auch im Hinblick auf die persönliche 
Schadensersatzhaftung unserer Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen.  
 
13.  Kündigung 
Wird aus wichtigem Grund ein erteilter Auftrag über Dienstleistungen gekündigt, so ist in diesem Fall folgendes vereinbart: 
- Die Kündigung kann nur mit einer Frist von vier Wochen erfolgen. 
- Wird aus einem Grund gekündigt, den die EVR zu vertreten hat, so steht ihr ein Honorar nur für die bis zur Kündigung erbrachte 

Leistung zu. 
-  In allen anderen Fällen behält die EVR den Anspruch auf das vertraglich vereinbarte Honorar, jedoch unter Abzug ersparter Aufwen-

dungen. Diese werden mit 40 % des Honorars für die von ihr noch nicht erbrachten Leistungen vereinbart. 
 
14.  Schlussbestimmungen 
Die EVR wird personenbezogene Daten des Auftraggebers nur entsprechend den Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes 
speichern und verarbeiten. Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden zum Vertrag bedürfen der Schriftform, 
Falls Bestimmungen des Vertrages unwirksam sind oder werden, wird die Gültigkeit der anderen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle 
der nichtigen Bestimmungen soll gelten, was dem gewollten Zweck in gesetzlich erlaubtem Sinn am nächsten kommt. Für den Auftrag, 
seine Durchführung und die sich daraus ergebenden Ansprüche gilt nur deutsches Recht. Die Bestimmungen des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über internationale Warenkaufverträge finden keine Anwendung. 
 
Gerichtsstand ist Stuttgart                                                                                                                                            Stand 1. Januar 2007 
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Ergänzende Angebotsbedingungen 
 
 
1. Binde- und Ausführungsfrist 
An das beigefügte Angebot halten wir uns vier Monate gebunden; maßgeblich ist das Datum des Postausgangs. Die EVR ist jedoch 
innerhalb dieser Frist zu Änderungen berechtigt, wenn Gründe vorliegen, auf die die EVR keinen Einfluss hat, z. B. bei einer auf Verlan-
gen von Behörden oder Grundstückseigentümern zu ändernden Leitungsführung oder Anschlussart. 
Nach Ablauf des vorgenannten Zeitraums berechnen sich die Kosten des Netzanschlusses nach den jeweils gültigen Ergänzenden 
Bedingungen zur Niederspannungsanschlussverordnung (NAV)/Kostentragungsregelung der EVR zur NAV und der AVBWasserV und 
deren Anlagen. 
Einer besonderen Anzeige nach § 650 Abs. 2 BGB bedarf es hierzu nicht. 
Die EVR ist berechtigt, den im Angebot genannten Preis zu erhöhen, wenn sich die Herstellung des Hausanschlusses aus Gründen, die 
nicht dem Verantwortungsbereich der EVR zuzurechnen sind, um mehr als vier Monate nach Erteilung des Auftrags verzögert. Sofern 
sich der dem Angebot zugrunde liegende Arbeitsumfang auf Veranlassung des Kunden ändert, ist die EVR ebenfalls berechtigt, den 
Preis zu erhöhen.  
 
2. Kabelanschluss 
Die Kabel können in der Regel erst gelegt werden, wenn Straßen und Gehwege bis auf den Oberflächenbelag fertig gestellt und insbe-
sondere die Kanalisation, Frischwasserleitungen und evtl. Gasleitungen eingebracht sind sowie das anschließende Gelände auf die 
endgültige Höhe eingeebnet und bis zur Hauseinführung verdichtet ist. Des Weiteren muss die Trasse frei von Hindernissen, zu. B. 
Baumaterial, Aushubmaterial, Gerüsten sein.   
 
3. Freileitungsanschlüsse 
In besonderen Einzelfällen können zusätzliche Verstärkungen des Dachstuhlgebälks erforderlich werden; die EVR wird den Kunden 
hierüber vorab informieren. Die hierfür anfallenden Aufwendungen gehen zu Lasten des Kunden. Das Gleiche gilt, wenn zusätzliche 
bauliche Maßnahmen getroffen werden müssen, um vom Dachgeschoss aus den jederzeitigen Zutritt zum Dachständer zu ermöglichen. 
Wenn vor Erstellung des Hausanschlusses eine Antenne errichtet werden soll, ist zur Einhaltung der erforderlichen Sicherheitsabstände 
eine vorherige Rücksprache mit der EVR zwingend erforderlich. 
 
4. Netzanschlüsse für Dritte 
Sofern EVR für Dritte Netzanschlüsse herstellt, gelten für diese Netzanschlüsse die Vertragsbedingungen des zuständigen Netzbetrei-
bers. 
 
5. Umsatzsteuer 
Berechnet wird der zum Zeitpunkt der Fertigstellung gültige Umsatzsteuersatz (derzeit 19 %). 
 
 
 
 Stand 1. Januar 2008 
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Widerrufsbelehrung 
 

Widerrufsrecht 
 
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. 
  
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. 

 
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns  
 
Energieversorgung Rottenburg am Neckar GmbH 
Siebenlindenstraße 19 
72108 Rottenburg am Neckar 
Tel: 07472/933-0 
Fax: 07472/933-150 
E-Mail: info@sw-rottenburg.de 
 
mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) über Ihren Ent-
schluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufsformular 
verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. 
 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor 
Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 
 

Folgen des Widerrufs 
 
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, einschließ-
lich der Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der 
Lieferung als die von uns angebotene, günstigste Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens 
binnen vierzehn Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei 
uns eingegangen ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen 
Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall 
werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet.  
 
Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen während der Widerrufsfrist beginnen soll, so haben Sie uns einen 
angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung des 
Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrags unterrichten, bereits erbrachten Dienstleistungen im Vergleich zum 
Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen entspricht. 
 

Für den Fall, dass die Dienstleistung innerhalb von 14 Tagen ab Vertragsschluss aufgenommen werden 
kann, erkläre ich im Hinblick auf mein Widerrufsrecht zusätzlich (falls gewünscht, bitte ankreuzen): 

�  Ich verlange ausdrücklich, dass der Netzanschluss – soweit möglich – auch errichtet bzw. geändert 
werden soll, wenn die Dienstleistung innerhalb von 14 Tagen nach Vertragsschluss – also vor Ablauf der 
Widerrufsfrist – erfolgt. Für den Fall, dass der Netzbetreiber seine Dienstleistung vollständig erbringt, er-
lischt mein Widerrufsrecht gemäß § 356 Abs. 4 BGB. 

 

Der Anschlussnehmer bestätigt die Kenntnisnahme der Widerrufsbelehrung. 

 

_____________, den ___________ 
 
 
____________________________ 
 Unterschrift Anschlussnehmer 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage 8 zum Netzanschlussvertrag Strom (NAV)  

 

  

 

 

 

 
Muster-Widerrufsformular 

 
 
 
(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es 
zurück.)  
 
- An  
 
 
Energieversorgung Rottenburg am Neckar GmbH 
Siebenlindenstraße 19 
72108 Rottenburg am Neckar 
 
Tel: 07472/933-0 
Fax: 07472/933-150 
E-Mail: info@sw-rottenburg.de 
 
 
 
- Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der folgen-

den Waren (*)/die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*) 
 
 
- Bestellt am (*)/erhalten am (*) 
 
 
- Name des/der Verbraucher(s)  
 
 
- Anschrift des/der Verbraucher(s) 
 
 
- Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 
 
 
- Datum 
 
 
 
(*)Unzutreffendes streichen.  
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